
Anzeigen: Jan Kettmann, 61 Darm
stadt, Rheinstraße 67, Tel. 8 55 43. 
Konto: DresdnerBank Darmstadt31240. 
Satz und Druck: Ph. Reinheimer,
Darmstadt.
Nachdruck — auch auszugsweise -  
nur mit'Genehmigung der Redaktion

Der große Senat versagt bei der Satzungsreform

würden, nach kder eine Überstim- 
mUngd^HpchsdhjjHehrer theoretisch 
möglich war, war für sie das Rennen 
gelaufen^ Die Demokratisierung der 
Fakultäten war abgewehrt, es blieb 
alles beim Alten.
In '-ermüdenden namentlichen Ab
stimmungen fiaj jeder Antrag durch. 
Ein Teil der Sti^^^^^^^Ber leg
te daraufhin das^^^^^^^Oi Gro
ßen Senat nieder. I^^^^^Brsuche 
des Assistentensprec^^^B3rinck- 
mann — Vetorecht ausgerechnet für 
die Professoren! — hatten keine 
Chance mehr.
Völlig unverständlich war das Ab
stimmverhalten der nichtwissen
schaftlichen Mitarbeiter. Bis auf zwei 
einsame Ausnahmen lehnten sie den 
Vorschlag der viertelparitätischen 
Fakultät ab. Dabei fordern sie seit 
mehr als einem Jahr die Viertelpari
tät. In einer Kurzschlußreaktion hat
ten sie sich von den beiden neuen 
Anträgen diskriminiert gefühlt: „Mit 
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Hochschullehrer auf hartem 
Rechtskurs

Die Radikalisierung der Hochschul
lehrer macht unaufhaltsame Fort
schritte. Nachdem sie schon im 
Darmstädter Manifest eine eindeuti
ge, extrem konservative Gegenposi
tion zu den Reformbestrebungen 
der Studenten bezogen haben, ver
suchen sie jetzt, dem Landtag in 
einer Stellungnahme zum HUG-Ent- 
wurf weiszumachen, wie schädlich 
doch Drittelparität und Öffentlich
keit für den Bestand der Hochschu
le seien. Die Hochschullehrerver
sammlung hatte ein Fünfergremium 
(Polit-Spezialist Schultz, Alt-Godes
berger Breth, designierter M/Ph- 
Dekan Lingenberg, Ex-Verwaltungs- 
ratsmitglied Witte und Privatdozent 
Klug) mit der Formulierung der Hal
tung des Darmstädter Ordinarien- 
Klubs beauftragt. In der Hochschul
lehrerversammlung am 25. Juni trug 
Exrektor Schultz das Ergebnis vor; 
nachdem kein Widerspruch laut 
wurde, gaben sie diese Stellung
nahme als Meinung der Hochschul
lehrer bei den Hearings in Wiesba
den ab.
Trotz vieler Telefongespräche, Bit
ten und Drohungen war es bis 
zum Redaktionsschluß nicht möglich, 
den Wortlaut der neunseitigen Er
klärung zu bekommen: Von den Ver
antwortlichen war niemand zuhause, 
oder niemand hatte das Papier, oder 
niemand war befugt, es herauszuge
ben. Sein Inhalt läßt sich aus zahl
reichen Andeutungen und Dementis 
etwa folgendermaßen rekonstruieren:

Gerangel um den 
AUFNAHMESTOP

>enatssitzung am 16. Juni. Wichtig
ster Tagesordnungspunkt ist die De
batte über den beschlossenen Auf- 
nahmestop für alle Neuanfänger im 
kommenden Winter- und Sommer
semester. Das Direktorum berichtet, 
was sich in mehreren Verhandlungen 
mit Kultus- und Finanzministerium 
ergeben hat — wenig Ermutigendes. 
Der vom Kultusministerium zu ge
nehmigende Senatsbeschluß hat 
kaum Chancen, von Minister Schütte 
bestätigt zu werden. Der Hochschule 
werden, wenn sie auf die konse
quente Ausführung des Stopbe- 
schlusses verzichtet, als Gegenlei
stung 1,38 Mio DM für dieses Jahr 
und voraussichtlich der doppelte Be
trag fürs nächste angeboten.
Zum Vergleich: Im Rahmen des
kläglich gescheiterten Dringlich
keitsprogramms, das im Frühjahr 
den hessischen Hochschulen vom

Wiesbaden verhalten solle. Rektor 
Guther: „Wir werden jeden Senats
beschluß mit allem Nachdruck ver
treten, den Mut haben wir.“ Das 
Direktorium befürchtete, daß der 
Kultusminister der TH eine Lösung 
aufzwingen werde, die der Senat 
nicht wünschen könne (z. B. einen 
numerus clausus). Deshalb schlug es 
vor, von der Zulassungssperre de
monstrativ einen Kreis von Studien
anfängern auszunehmen, dessen 
Größe vom Senat abzuschätzen sei 
und dessen Zulassung in der Öf
fentlichkeit als good will der TH 
gewertet werden könne.
Neben den festen Zusagen (unge
fähr .260 Bewerber) und den 300 
Quasi-Erstsemestern (rückgestufte 
E-Techniker und die im Sommerse
mester Immatrikulierten, deren 
Grundfächerkurse erst im Winter
semester anlaufen), die von dem

In einer Präambel wird scheinheilig 
behauptet, die Hochschullehrer ver
träten hier nicht ihre persönlichen 
Interessen, sondern ihre Haltung sei 
bestimmt durch die Sorge um ihre 
Amtsverantwortung, die nun einmal 
höher sei als die der anderen Grup
pen in der Hochschule. Niemand 
wird so naiv sein, das zu glauben; 
ehrlicher wäre es gewesen zuzuge
ben, daß die Ordinarien Angst um 
ihre Machtposition haben.
Daraus leiten sich die Hauptbeden
ken der Darmstädter Professoren 
ab: Die drittelparitätische Besetzung 
des Konvents ist ihnen zuwider, da 
dort die Gefahr besteht, überstimmt 
zu werden. Ein altes Schultz-Argu
ment muß wieder herhalten: Der 
Gruppenproporz sei eindeutig poli
tisch und unsachgemäß von außen 
in die Hochschule hineingetragen. 
Für den Fall, daß per Gesetz die 
Möglichkeit geschaffen wird, Be
schlüsse ohne Mitwirkung der Ordi
narien zu fassen, bitten die Hoch
schullehrer um Entbindung von ihrer 
Amtsverantwortung. Endlich sehen 
sie ein, daß sie das, was sie seit 
Jahrzehnten machen, überhaupt nicht 
verantworten.
Da ihre Argumente ebenso schlecht 
wie lichtscheu sind, verlangen die 
Professoren in ihrer Stellungnahme 
für die Fachbereichskonferenzen 
die gleiche Öffentlichkeitsregelung 
wie für den Senat (wohlgemerkt im 
HUG-Entwurf!): grundsätzliche Nicht- 
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Kultusminister schmackhaft gemacht 
worden war, hatte die THD 8 Mio 
DM angemeldet, um die katastropha
len Studienbedingungen erträglicher 
zu macheiÄ^/on der TH war aus
drücklich ^ ra u f hingewiesen wor
den, daß selbst mit diesem Betrag 
eine Ausbildung, wie sie eigentlich 
wünschenswert sei, nicht erzielt wer
den könne. Aber das Dringlichkeits
programm wurde von Schütte und 
Finanzminister Osswald, nachdem 
die hessischen Hochschulen begie
rig nach diesem Strohhalm gegrif
fen hatten, erbarmungslos zusam
mengestrichen — in einer Weise, die 
selbst Anhänger der parlamentari
schen Demokratie in Zweifel stürzen 
mußte.
Es ist ja nicht so, daß Hessen am 
Hungertuch nagt; Geld ist genug da. 
Gleichzeitig mit der Einsargung des

Stopbeschluß ausdrücklich ausge
nommen waren, stellte das Direkto
rium als mögliche Ausnahmen zur 
Diskussion:

2. Bildungsweg ca. 70 Anfänger 
Maschinenbauer mit 
Vorpraxis 40 Anfänger
Gewerbelehrer
(außer E-Technik) 50 Anfänger
Lehramt Gymnasium 85 Anfänger
Architekten 80 Anfänger

Alle Zahlen waren ziemlich unsicher, 
das Direktorium hatte sie nach den 
Studentenzahlen früherer Semester 
ermittelt. Für diesen Vorschlag wur
de das Direktorium von einigen De
kanen und besonders von den stu
dentischen Senatoren heftig ange
griffen. Der Beschluß, ein Jahr lang 
keine Erstsemester aufzunehmen,

Dringlichkeitsprogramms wurde be
kannt, daß Hessen „zur Konjunk
turdämpfung“ schlichte 110 Mio DM 
einfriert. Gegen die um Hilfe schrei
enden hessischen Hochschulen scho
ben Kultus- und Finanzministerium 
eine ausführliche Statistik nach, in 
der die Steigerung der Ausgaben 
für die Hochschulen sich recht an
schaulich ausnimmt. Allerdings war 
die wichtigste Bezugszahl vorsorg
lich herausgelassen: Die Zahl der 
hessischen Abiturienten, die auf 
einen Studienplatz Anspruch haben, 
ist noch stärker gestiegen.
Das Direktorium erwartete nun vom 
Senat Direktiven, wie es sich bei 
den weiteren Verhandlungen in

war eine Demonstration gegen das 
Land, die nicht nur für ein paar Wo
chen Vorhalten sollte. Wenn das 
Land geglaubt hatte, es könne die 
Hochschule mit den lächerlichen 1,38 
Mio DM besänftigen — Architektur- 
Fachschaftsleiter Jonas: „Unwürdi
ges Gerangel um ein Taschengeld“ 
— so machten die Studenten diese 
Absicht zunichte. Sie hatten keine 
Lust, erst bis zum Inkrafttreten des 
HUG im nächsten Jahr stillzuhalten 
und dann Zwangsöxmatrikulationen 
und numerus clausus von oben, ge
setzlich sanktioniert, vorgeschrieben 
zu bekommen.
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103
Ende der Reformen?

#  Die Hochschul lehrel^H^^^^H 
eine im Verhältnis 6 :3W gdoch- 
schullehrer, Assistenten, Studen
ten, Personal) b esetÄ kFaku ltlH  
Eine Delegation der^^chschul- 
lehrer wurde nicht ausdrücklich 
abgelehnt.

In der entscheidenden Sitzung am 
25. Juni machten zwei Studenten 
noch abgeänderte Vorschläge, um 
die reaktionäre Haltung der Profes
soren noch einmal aufzeigen zu 
können. Der eine sah 50% derOfcjm- 
men für die Studenten als d^^re- 
formfreudigste Gruppe vor; er sollte 
die Absurdität des Professorenvor
schlags verdeutlichen. Der andere 
sah eine paritätische Besetzung vor, 
bei dem jedoch dem Personal nur 
10% der Stimmen eingeräum^^jr- 
den.
Die Professoren konnten die Vor
schläge nicht schrecken; sie konnten 
sicher sein, daß sich die anderen 
Gruppen nicht einigten, und da sie 
selbst gegen jede Regelung stimmen

Am 25.rJuni scheiterte im Großen 
SennPaie Strukturreforn der Fakul- 
täte^ D as „DaAnsiadtar Modell“ — 
parimtfsche Besetzung! des Großen 
^erJS§il Beteil'Sirig dea nichtwissen- 
schaftlichen Personals j — versagte 
berWre, als es darum| ging, durch 
Satzungsändej^^^^^Bie eine ent
scheidende Hochschule,
die Fakultäte^^^^^remokratisieren. 
Mit den Inst^^^^Knd Lehrstühlen 
hat sich der^ ^ ^ K Senat erst gar 
nicht befaßt. einem Semester
hat er keine ^Kungsänderung be
schlossen, die überhaupt erwähnens
wert ist. Der Versuch, gegen Schüt
tes HUG ein demokratisches Modell 
einer Hochschulverfassung zu ent
wickeln, wurde von den reformun
willigen Professoren und ihren zahl
reichen Mitläufern mit größtem Er
folg hintertrieben.
Statt sich von Anfang an in die 
Satzungsreform zu stürzen, ließen 
sich die Assistenten, die nichtwis
senschaftlichen Mitarbeiter und die 
Verbindungsstudenten aus der Stu
dentengruppe auf jede Verzöge
rungstaktik der Professoren ein. 
Einige Beispiele: Eine Sitzung ge
wannen die Professoren, indem sie 
eine beschlossene Stellungnahme 
zum HUG, den „Widerstandsbe
schluß“, mit Erfolg anfochten. Die 
Vorlagen zur Änderung der Fakultä
ten waren den Professoren so unan
genehm, daß sie mit Erfolg 6 Wo
chen Bedenkzeit herausschunden. 
Derweil befaßte sich der Große Se
nat mit der Geschäftsordnung. Für 
jede, auch die belangloseste Sat
zungsänderung wurde auf Wunsch 
der Professoren das zeitaufwendige 
Zweilesungsverfahren eingeführt. 
Immer wieder stellten die Professo
ren Anträge zur Vertagung, meist 
mit Erfolg.
Nachdem die Professoren sich Sit
zung für Sitzung vor Satzungsände
rungen gedrückt hatten und dabei 
noch von den Assistenten wohlwol
lend unterstützt wurden, fiel es ih
nen leicht, selbst die am weitesten 
gehenden Kompromißvorschläge der 
Assistenten wie zum Hohn abzu
lehnen.
Zur Fakultätsreform lagen im We
sentlichen drei Vorschläge vor:
£  Der Studentenantrag sah einen 

viertelparitätischen Fakultätsrat 
mit erweiterten Kompetenzen 
vor. Die Hochschullehrer sollten 
ihre Vertreter delegieren, wie 
alle anderen Gruppen auch. Die 
„qua Amt“-Mitgliedschaft der Or
dinarien sollte abgeschafft wer
den.

#  Der Assistentenvorschlag sah 
eine engere und weitere Fakul
tät vor. Die Hochschullehrer soll
ten qua Amt Mitglieder beider 
Fakultätsgremien sein. Nur für 
die weitere Fakultät war eine 
paritätische Besetzung möglich.
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Fortsetzung
Und das Herausnehmen der Gewer
be- und Gymnasiallehrer mußte dem 
Stopbeschluß einen Teil seiner po
litischen Schlagkraft nehmen, weil 
das SPD-Musterland in Sachen Bil
dung vor der Bundestagswahl kei
nen Ärger brauchen kann. Genau 
hier lag aber ein Druckmittel gegen 
das Land.
Die Studenten warnten auch vor 
dem im Vorschlag enthaltenen nu- 
merus clausus — ein Physikstudent 
wird nicht aufgenommen, ein Phy
siklehrerstudent dagegen könnte 
sich einschreiben. Gerade die Zu
lassung der Gymnasiallehrer konnte 
außerdem ein Hintertürchen für die 
Studienanfänger öffnen, die, erst 
einmal eingeschrieben, nach einem 
Semester in ihre gewünschte Stu
dienrichtung überwechseln und so 
den Aufnahmestop unterlaufen.
Da von der Zulassungssperre nur 
Erstsemester betroffen sind, wer
den viele Studenten sich erst an 
einer anderen Hochschule einschrei
ben und nach einem Semester an 
die THD überwechseln, so daß sich 
die Zahl der doch aufgenommenen 
Erstsemester tatsächlich weit über 
560 („feste Zusagen“ und bereits 
Immatrikulierte) erhöhen wird. Für 
die Studenten kam als konsequente 
Lösung nach wie vor der eindeutige 
Senatsbeschluß, keine neuen Erst
semester aufzunehmen, in Frage. 
Sollten sie damit nicht durchkom
men, waren sie ebenso konsequent 
für ein völliges Aufmachen der 
Hochschule.
Nachdem sich die lange Debatte 
vorwiegend zwischen, den Studenten 
und den Rektoren abgespielt hatte 
(die Assistenten hatten offenbar 
keine Vorstellungen), mußte es zum 
Schwur kommen. Auf Vorschlag des 
Rektors stimmte der Senat zunächst

Professor Markl
darüber ab, ob einige Ausnahmen 
von dem Aufnahmestop gemacht 
werden sollten. Würde der Antrag 
angenommen, sollte anschließend 
genau festgelegt werden, welche 
Ausnahmen dem Senat noch vertret
bar erschienen.

Einspruch 
der Studenten

Der Antrag erhielt 18 Stimmen, alle 
8 Studenten stimmten dagegen und 
Architekturdekan Bächer enthielt 
sich. Die Studenten machten darauf
hin zum ersten Mal von ihrem sat
zungsmäßigen Recht Gebrauch und 
legten Veto ein. Immerhin hatte es 
4 Monate gedauert, bis die Studen
ten dieses ihnen mit viel Mißtrauen 
eingeräumte Mittel anwandten, ob
wohl sie zwischendurch im Senat 
und in den Fakultäten öfters nie
dergestimmt worden waren. Daß sie 
es sich für diese wichtige Entschei
dung aufgespart haben, mag man
chem bisher skeptischen Ordinarius 
zu denken geben.
Wegen des Vetos galt der Antrag 
als nicht befaßt und konnte erst auf 
der nächsten Senatssitzung mit 
Zweidrittelmehrheit beschlossen 
werden, falls sich nicht ein Kompro
miß fand. Um eine Vorstellung zu 
haben, an welche Ausnahmen man 
gedacht hätte, falls der Antrag nicht 
vetiert worden wäre, ließ Guther 
sich berichten, was die einzelnen 
Fakultäten dazu meinten. Es stellte 
sich heraus, daß die Leute des 2. 
Bildungsweges offenbar die größten 
Chancen hatten, doch noch aufge
nommen zu werden.

Aufnahmestop
Veto überstimmt

Da das Direktorium und die Assi
stenten auf Ausnahmen von Stopbe
schluß bestanden, mußte der Senat 
am 23. Juni das Veto der Studenten 
überstimmen. Das geschah auch mit 
17:8:0 Stimmen, knapp mit der ge
forderten Zweidrittelmehrheit. Die 
Studenten hatten den Senat von ih
rer Absicht, das Land ganz hart zu 
echten Sanierungsmaßnahmen zu 
zwingen, nicht überzeugen können. 
Daß sich, anders als der Personal
ratsvorsitzende Heinz Stutz und die 
beiden neu . gewählten, nichtwis
senschaftlichen Senatoren (die aller
dings noch kein Stimmrecht hatten), 
die Professoren und Assistenten 
gar nicht für die Motivation der Stu
denten interessierten, war fast 
selbstverständlich. Jede bisherige 
Koalition der Professoren und Assi
stenten hatte noch immer auf Argu
mente verzichten können, die Ab
stimmungs-Macht dieser reaktionä
ren Verbrüderung machte es unnö
tig.

Akademische Sitten
Die Haltung der Professoren erklär
te sich aus der bisher üblichen aka
demischen Verhaltensweise, daß die 
Hochschule, wenn ihre angemelde
ten Forderungen vom Land nicht 
erfüllt wurden, dann artig einen 
stark reduzierten Forderungskatalog 
nachreichte. Die Taktik, auf nicht 
erfüllte Forderungen resignierend zu 
verzichten, hatte letztlich dazu ge
führt, daß der Aufnahmestop be
schlossen werden mußte. Dieselbe 
■Untertanen-Mentalität, die die Not
wendigkeit des Aufnahmestops fahr
lässig provoziert hatte, erlaubte den 
Professoren, ihn ungerührt wieder 
rückgängig machen zu wollen.
Vie schäbiger als die^Rjfessoren, 
denen man Ignoranz OTrer Naivität 
zugestehen konnte, handelten je
doch die Assistenten. Hatten sie  
sich auf der Senatssitzung eine Wo
che zuvor noch ausgeschwiegen, so 
daß ihre Stimmenabg^^ für die 
Ausweitung unvermitteRRnd unbe
gründet kam, so wurde nun klar, 
was die Assistenten vorhatten: da 
die Nichtgenehmigung des unver
änderten Stopbeschlusses, womit 
immerhin gerechnet werden mußte, 
die uneingeschränkte Offenlassung 
bedeutete, wollten die Assistenten 
dem Kultusminister die Genehmi
gung erleichtern. Die Assistenten 
waren für den Aufnahmestop und 
wollten ihn eigentlich beibehalten, 
weil die Offenlassung „zum Chaos 
führt“ (Assistentensprecher Brinck- 
mann), vor allem aber weil die Assi
stenten sich vom Aufnahmestop ein 
Jahr Ruhe -für ihre Promotion er
warteten. Aus Egoismus wollten sie 
sich jedoch nicht mit dem Land an- 
legen, und so stimmten sie fleißig 
für die Ausnahmen. Der politische 
Effekt war den Assistenten ziemlich 
gleichgültig. Jetzt ein bißchen Ruhe 
war ihnen wichtiger als die Situa
tion der TH in 3 bis 5 Jahren.
Als die Ausnahmen im einzelnen 
festgelegt werden sollten, war nur 
über die Gruppe des 2. Bildungs
weges schnell Einigkeit erzielt, 
nachdem die Gruppe der Gymnasial
lehrer lediglich eine Fürstimme 
(Konrektor Beck) erhalten hatte. In 
allen anderen Fällen setzte ein Kuh
handel der Dekane für „ihre“ Schäf
chen ein, und die Assistenten mach
ten skrupellos mit. Die Studenten 
blieben bei ihrer eingeschlagenen 
Linie, stimmten gegen jede Aufwei
chung der Aufnahmesperre und leg
ten, als weitere Ausnahmen mit 
Mehrheit oder, wie es gleich zwei
mal geschah, mit Stimmengleichheit 
beschlossen wurden, Veto ein. So
mit waren nur Studienanfänger des 
zweiten Bildungswegs zu den 560 
Anfängern hinzugekommen.
Die bösen Studenten

Das Direktorium, das dem Land für 
die 1,38 Mio DM (die nicht mit einer 
Auflage gekoppelt waren, wie sich 
inzwischen herausgestellt hatte) ein 
Entgegenkommen zeigen wollte,

K in d e r lä d e n
Wir brauchen bessere Kindergärten

war gar nicht zufrieden. Allgemeines 
Geschimpfe gegen die Studenten, 
besonders von Guther und KuSt- 
Dekan Eyferth, erinnerten an die 
guten alten Zeiten, als die Profes
soren es einfacher mit den bösen 
Studenten hatten. Am schlimmsten 
aber waren die Gastredner Azzola 
und Professor Markl (Biologie). 
Ohne Einspruch durfte Markl die 
Lüge aussprechen: „Immer wenn die 
Studenten überstimmt werden, legen 
sie Veto ein.“ Tatsache ist, daß seit 
dem Bestehen des Vetorechts im 
Senat und in den Fakultäten minde
stens 400 mal abgestimmt worden 
ist, wobei die Studenten mehr als 
die Hälfte der Abstimmungen ver
loren haben. Nie haben sei ihr Veto 
eingelegt.
Als sie nun, in einer der wichtig
sten Entscheidungen seit langem, 
erstmals vom Vetorecht Gebrauch 
machten, konnte Markl, der auch 
noch Zustimmung fand, die Studen
ten sofort diffamieren. Die nichtstu
dentischen Senatoren diskutierten 
flugs das Vetorecht der Studenten, 
als hätten sie nicht andere Sorgen. 
Daß nicht die Studenten allein den 
Aufnahmestop beschlossen hatten, 
was mit 8 von 27 Senatssitzen ja 
unmöglich ist — davon war kein 
Wort zu hören. Und um das Veto 
der Studenten zu überstimmen, wur
de eigens eine Senatssitzung am 
26. Juni, 3 Tage danach, einbe
raumt.

Ein D irektorium s-Trick  
mißglückt

Günstig für die Studenten war, daß 
auf dieser Sitzung Kanzler Wilke und 
zwei Dekane fehlten, anwesend wa
ren also 24 Stimmberechtigte. Nur 
wenn alle nichtstudentischen Sena
toren sich einig waren, konnten die 
vetierten Ausnahmegruppen doch 
noch beschlossen werden. Nachdem 
die Professoren Zeit mit der Frage 
geschunden hatten, wer von den 
Studenten überhaupt stimmberech
tigt sei, wurde ein Antrag des Di
rektoriums angenommen, die vier 
einzeln eingelegten Einsprüche mit 
einer einzigen Abstimmung zu über
stimmen.
Die Studenten wehrten sich heftig 
gegen diesen Trick, mit dem das Di
rektorium versuchte, die Zahl der 
Ausnahmen möglichst groß zu ma
chen. Der Senat zeigte schließlich 
ein Einsehen und stimmte, wie es 
die Satzung vorschreibt, einzeln ab. 
Die Assistenten und Hochschullehrer 
(zusammen 15 Stimmen) stimmten 
geschlossen für jede vorgeschlage
ne Ausnahme, die acht Studenten 
stimmten ebenso dagegen. Zünglein 
an der Waage wurde der Personal
ratsvorsitzende Stutz, der bis auf die 
Gruppe der Maschinenbauer mit 26 
Wochen Vorpraxis gegen alle Aus
nahmen stimmte. Die Aufnahme
sperre blieb damit, bis auf zwei 
kleine Ausnahmen, bestehen.

W as macht Schütte?
Den Studenten war es darum ge
gangen, jeden numerus clausus zu 
verhindern, was Ausnahmen von der 
Zulassungssperre ausschloß. Ihre 
Taktik war, den Kultusminister zum 
Handeln zu zwingen. Bestätigt er 
den Aufnahmestop, dann ist das die 
Bankrotterklärung der hessischen 
Bildungspolitik. Bestätigt er ihn 
nicht, was anzunehmen ist, dann 
wird er einen numerus clausus Vor
schlägen. Den macht die TH wahr
scheinlich nicht mit, indem sie keiner
lei Zulassungskriterien beschließt. 
Die völlige Öffnung hätte mit Sicher
heit zur Folge, daß das Studium sich 
weiter verlängert.
Den Studenten war die Öffnung im 
Grunde genommen lieber, weil dann, 
im Gegensatz zum Stop, die bereits 
Immatrikulierten auch soziale Härten 
zu tragen hätten und nicht so fein 
heraus wären. Nur sollte der Kultus
minister die Öffnung verantworten, 
in dem er den Stop nicht genehmigt. 
Im nächsten Jahr ist Landtagswahl, 
und im Januar wird das HUG in 
Kraft treten, das den numerus clau
sus vorsieht. Daß unter diesen Ge
sichtspunkten in einer politischen 
Demonstration gegen das Land die 
letzten Chance liegt, haben die 
nichtstudentischen Senatoren nicht 
eingesehen.

Ungefähr 800 Studenten an der TH 
sind verheiratet. 442 verheiratete 
Studenten meldeten sich auf eine 
Fragebogenaktion von AStA-Sozial- 
referent Herold und zeigten sich 
daran interessiert, daß ihre 292 Kin
der (durchschnittliches Alter: 2 1/2 
Jahre) in einem neuen Kindergar
ten untergebracht werden, der auch 
in den Semesterferien offen sein 
soll. In ganz Darmstadt gibt es nur 
71 Krippenplätze, von denen die 
Hälfte schon von Studentenkindern 
be|^R sind.
Da zne staatlichen Kindergärten er
wiesenermaßen schlecht sind und 
sowieso nicht ausreichen, beschäf
tigen sich nun 50 bis 60 Eitern, dar
unter auch Psychologen, in einem 
Arbeitskreis „Kinderladen“ mit dem 
Pn^Rm der Kindererziehung. Sie 
wollen jetzt sogar einen Verein 
gründen. Diskussionen sollten, bevor 
man mit der praktischen Arbeit be
ginnt, eine Einigung der Eltern in 
bestimmten Fragen erzielen. Einige 
Punkte, die die Vorstellungen von 
antiautoritärer Erziehung erläutern, 
sind: die Kinder sollen frei von 
Autoritäten, d. h. ohne das Gefühl 
der Ohnmacht und der sich daraus 
ergebenden Passivität, erzogen wer
den. Selbständigkeit und Intelligenz 
will man nicht durch elterliche Er
wartungen und speziell durch Leist
ungserwartungen von vornherein 
hemmen. Man will die Kinder auch 
zum Leben in der Gemeinschaft er
ziehen; die dadurch herbeigeführte 
frühere Auseinandersetzung mit der 
Umwelt und der Realität ermöglicht 
eine Stärkung des Ichs. Außerdem 
werden durch das Zusammenleben 
mit Gleichaltrigen die Konflikte El
tern - Kind entscheidend vermindert. 
Indem man auf die spezifischen 
Phasen der Entwicklung des Kindes 
entsprechend reagiert, besteht eine 
größere Wahrscheinlichkeit, Trauma
ta und Komplexe zu vermeiden. 
Voraussetzung für diese Erziehung 
ist zum Beispiel die Wahrung einer 
Kontinuität der Bezugspersonen 
und Erziehungsmethoden zwischen 
dem Leben im Kindergarten und zu 
Hause. Die Eltern müssen also auch 
n

im Kindergarten mitarbeiten und 
können sich nicht darauf beschrän
ken, morgens ihre Kinder abzuge
ben und sie mittags oder abends 
wieder abzuholen. Allerdings beteili
gen sich noch nicht alle Eltern, die 
am Kinderladen interessiert sind, an 
den wöchentlichen Diskussionsaben
den. Das ist jedoch sehr wichtig, da 
eine weitere Voraussetzung für eine 
antiautoritäre Erziehung der Kinder 
eine antiautoritäre Erziehung der El
tern ist.
Um diese Bedingung zu erfüllen, 
bilden sich in dem Arbeitskreis 
kleinere Gruppen, die für sie  beson
ders interessante Themen bearbei
ten und ermöglichen, was in dem 
großen Kreis leider noch ausge
schlossen scheint: daß man sich 
besser kennenlernt und persönliche 
Probleme schon jetzt analysieren 
kann. Aus den kleineren Gruppen 
bilden sich möglicherweise auch 
Wohngemeinschaften, die eine kol
lektive Kinder- und Erwachsenener
ziehung gewährleisten.
Denn auch die praktischen Voraus
setzungen für einen Kinderladen, 
der die 20 bis 30 Kinder der disku
tierenden Eltern aufnehmen kann, 
sind noch nicht gelöst. Die Stadt 
Darmstadt und das Land haben zwar 
schon Mittel zugesichert, aber man 
findet noch keine passenden Räume. 
Eine Architektengruppe, die gerade 
Entwürfe für Kindergärten macht, 
wäre bereit, an der Ausstattung 
dieser Räume oder Häuser mitzu
arbeiten und so die rein äußerlichen 
Bedingungen zu schaffen.
Die Bemühungen des Kinderladens 
zielen zunächst darauf ab, 20 bis 30 
Kindern im Alter von 2 bis 6 Jahren 
eine andere und bessere Erziehung 
zu gewähren und ein Modell zu 
schaffen. Für die restlichen 260 Kin
der der Studenten ist noch nicht ge
sorgt. Die Hochschule selbst sollte 
sich endlich darum bemühen, daß 
Kindertagesstätten und Wohnheime 
für Studenten, deren meist nicht 
studierende Frauen und für die 
Hochschulbediensteten gebaut wer
den.

I
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Gruppenstudium
Die herkömmlichen Organisationsformen der akademischen Lehre haben 
in eine Sackgasse geführt: überfüllte Vorlesungen, Übungen und Praktika, 
mangelnde Betreuung von Studenten und Diplomarbeiten, schlechte Prüf
ungsergebnisse, unzufriedene Studenten und Professoren. Kein Wunder, 
wenn man sich überlegt, wo unsere Studienformen herstammen: aus dem 
Mittelalter. Hinzu kommt, daß die Hochschulabsolventen immer weniger 
an moderne Forschungsmethoden gewöhnt sind; jeder hat nur gelernt, für 
sich selbst zu wursteln, Teamwork ist halt ein Fremdwort.

Abhilfe zu schaffen ist nicht so leicht 
wie es aussieht. Es genügt nämlich 
nicht, das Lehrpersonal einfach 
aufzustocken (in den meisten Fäl
len auf das Doppelte oder Dreifa
che), um der hohen Studentenzahl 
Herr zu werden. Abgesehen davon, 
daß es unwirtschaftlich wäre, hätte 
man dann die ungenügenden altmo
dischen Lehrmethoden nur noch ein
mal für ein paar Jahre gerettet. 
Um eine radikale Neugestaltung des 
Studiums kommt man nicht herum. 
Das Zauberwort, das überall andäch
tig nachgeplappert wird (vom vds 
bis zum Wissenschaftsrat), heißt 
Gruppenstudium. Jeder meint zwar, 
das sei die einzige Lösung, aber 
niemand hat eine rechte Vorstellung 
davon. Dabei ist klar, worin die ge
waltigen Vorteile eines Studiums in 
kleinen Gruppen liegen:

* Es wird schneller gelernt und bes
ser verstanden.

* Mißverständnisse und Denkfehler 
werden von den anderen Grup
penmitgliedern sofort erkannt und 
korrigiert. Dadurch werden Leist
ungsschwächere „mitgezogen“.

* Die Gruppe lernt, Teilaufgaben zu 
delegieren und Teilergebnisse zu 
koordinieren.

Gruppengröße

Was heute teilweise als Gruppen
studium angeboten wird, ist ein 
Hohn: zum Beispiel Gruppen mit et
wa 40 Mitgliedern. Psychologen ha
ben herausgefunden, daß sich die 
Vorteile der Gruppenarbeit nur bis 
zu einer Größe von etwa 8 Mitglie
dern einstellen. In solchen Gruppen 
ist nämlich noch ein Gespräch ohne 
Gesprächsleiter möglich und die 
psychologischen Barrieren (Schüch
ternheit, Angst vor Blamage) ma
chen sich nicht so stark bemerkbar 
wie in einem größeren Hörerkreis, 
der zwangsläufig zu unkritischer 
Konsumentenhaltung führt. Um ge
meinsam den Wissensstoff zu erar
beiten, empfiehlt sich eine Gruppen
größe von etwa 4 bis 5: groß genug, 
um nicht wegen Ideenmangel hän
genzubleiben, klein genug, um auf 
jeden Beitrag angewiesen zu sein.
Die herkömmlichen Vorlesungen mit 
mehreren hundert Hörern sind 
eigentlich schon seit der Erfindung 
der Buchdruckerkunst (Johannes 
Gensfleisch, 1445) überholt. Beim 
Gruppenstudium könnten drei bis 
vier Gruppen (etwa 20 Studenten), 
betreut von einer Lehrpersi^^das 
Vorlesungsskript durchsprech^^An
schließend wird der Stoff eingeübt,

indem innerhalb der einzelnen Grup
pen Aufgaben bearbeitet werden; 
gleichzeitig wird das Verständnis der 
Theorie vertieft, die bisher übliche 
Trennung von Theorie und Anwen
dung wird vermieden.

Gruppenbetreuer

Der Gruppenbetreuer darf natürlich 
nicht wieder eine Autoritätsperson 
sein, die nur doziert und nicht er
klärt. Für die Arbeitsfähigkeit der 
Gruppen wird es entscheidend sein, 
daß sich der Betreuer mit einer pas
siven Rolle zufrieden gibt und nur 
hilft, wenn er gefragt wird. Er soll 
den Stoff beherrschen, er darf trotz
dem nicht das Verständnis für die 
Schwierigkeiten des Studenten ver
loren haben. Die herkömmlichen 
Assistenten, die ihre Lehraufgaben 
meistens ungern und nur deshalb 
versehen, weil sie promovieren wol
len (das ist ihr gutes Recht), werden 
deshalb nicht dazu in der Lage sein.
Man braucht andere Lehrkräfte als 
bisher, die — etwa auf Zeit — 
hauptamtlich als Gruppenbetreuer 
tätig sind.

Arbeitsweise

Innerhalb der Gruppe sind prinzi
piell zwei Arbeitsformen möglich: 
die parallele und die serielle. Bei 
der parallelen Methode bearbeiten 
alle Gruppenmitglieder die gleiche 
Aufgabe, Ergebnisse und Lösungs
wege werden verglichen, besonders 
kurze oder elegante Lösungen wer
den herausgetunden, Flüchtigkeits
fehler eliminiert. Bei komplexeren 
Aufgaben empfiehlt sich die Serien
methode: ein Problem wird in Teil
probleme aufgespaltet, die die 
Gruppe nach Eignung und Neigung 
untereinander aufteilt. Hier werden 
hauptsächlich eine genaue Problem
analyse und Koordinationsfähigkeit 
verlangt. Der einzelne muß zuverläs
sig arbeiten (und sein Ergebnis der 
Gruppe plausibel machen), um den 
Gesamterfolg nicht zu gefährden.

Gruppenarbeiten

Die Arbeitsform der Gruppe darf 
natürlich nicht vor Studien- und 
Diplomarbeiten haltmachen. Gerade 
dort, wo Forschungsaufgaben bear
beitet werden, ist Teamarbeit uner
läßlich. Irrwege können frühzeitig 
durch klärende Diskussionen ver
mieden werden, die Qualität der 
Arbeiten wird anwachsen, da jedes 
Gruppenmitglied seine speziellen 
Begabungen einsetzen kann. Es sind

El, El, DER BART(H) MUSS WEG
Staatssekretär Barth vom Familien
ministerium kam auf Einladung der 
afh am 19. Juni nach Darmstadt, um 
über das neue Ausbildungsförde
rungsgesetz zu diskutieren. Von einer 
Einladung des AStA vor einem Jahr 
hatte er „noch nie etwas gehört“ 
und er sei „schließlich gekommen“. 
„Das Familienministerium hat nie 
einen Entwurf zur Ausbildungsförde
rung vorgelegt“ und „Der jetzt vor
liegende Entwurf stammt von den 
drei politischen Parteien“.

Tatsache ist, daß das Familienmini
sterium seinen eigenen Entwurf un
ter Druck wieder aus dem Bundes
tag zurückziehen mußte, daß das 
(inzwischen verabschiedete) Gesetz 
nur unter „Formulierungshilfe“ des 
Familienministeriums zustande kam 
und daß es, welch Zufall, mit dem 
Entwurf des Familienr nisteriums 
bis auf minimale Ändert gen iden
tisch ist.
Bei dem Paragraphen 38 Abs. 6: 

Von der gutachtlichen Stellung
nahme einer Ausbildungsstätte

oder Prüfungsbehörde kann das 
Amt für Ausbildungsförderung nur 
aus wichtigem Grund, der dem 
Auszubildenden schriftlich mitzu
teilen ist, abweichen.

„wurde auch nicht im geringsten an 
eine Reglementierung politischer 
Studenten gedacht“. „Ein wichtiger 
Grund wäre zum Beispiel Mord“. 
Argumente, daß man für Mord im 
Gefängnis oder Zuchthaus sitzt, 
kommen einem Juristen selbstver
ständlich nicht. Und wie dieser Pa
ragraph bei Demonstranten, die nach 
heutiger Rechtssprechung zwischen 
6 und 12 Monate Gefängnis wegen 
Landfriedensbruch erhalten, gehand- 
habt wird, „das werden die zustän
digen Gerichte entscheiden“. An 
eine politische Reglementierung war 
ja, siehe oben, nie gedacht worden, 
und diese „Auslegung des Gesetzes“ 
ist für Barth „völlig neu“, obwohl 
dieser Gesichtspunkt vom Innenmini
sterium offen zugegeben wird und 
lang genug in der Presse diskutiert 
wurde, — hier wäre das erste Ei nö
tig gewesen — und „dieses Miß

trauen in die Regierung“ ist ihm 
auch „neu“, aber er wollte „die stu
dentische Anregung aufnehmen, es 
ist ja  gar nicht so, die Studenten 
haben manchmal auch brauchbare 
Anregungen“, aber:
„Das kann ich mit Bestimmtheit sa
gen, an diesem Gesetz wird sich 
nichts ändern, es wird so verab
schiedet werden, wie es jetzt dem 
Bundestag vorliegt.“

Hier hätte man einen ganzen Eier
berg werfen müssen. „Barth hat — 
trotz massiver Beleidigungen — bis 
zuletzt sachlich diskutiert“ , wie das 
Darmstädter Tagblatt schreibt. E i
nen Schwachkopf einen Schwach
kopf heißen wäre eine Beleidigung? 
Einige Kommilitonen machten dann 
endlich diesen Lügen und unsachli
chen Verzerrungen durch Werfen 
von 2 Dutzend deutscher Frischeier 
ein Ende. Der Staatssekretär konnte 
die dottergelben Argumente nicht 
völlig ignorieren — wie er es mit 
den „studentischen Anregungen“ 
zehn Jahre lang getan hat.

auch durchaus inhomogene Gruppen 
denkbar, in denen Hochschullehrer, 
Assistenten und Studenten vertre
ten sind. Den meisten Professoren 
täte es einmal ganz gut, beim Fuß
volk sich um durchgebrannte Sicher
ungen und „triviale“ Differential
gleichungen zu kümmern.

Leistungsbeurteilung

Mehr noch als das konventionelle 
Individualstudium verlangt das Grup
penstudium nach der Beseitigung 
der punktuellen Prüfung, nach der 
Einführung einer studienbegleiten
den Leistungskontrolle. Es ist ein
sichtig, daß es dabei nicht möglich 
ist, die Gruppenmitglieder für ihre 
gemeinsame Arbeit verschieden zu 
beurteilen. Falls — etwa wegen 
einer stärkeren Leistungsmotivation 
— auf die Bewertung des einzelnen 
nicht verzichtet werden soll, könnten 
Einzeltests (etwa zwei- bis drei
mal im Semester) eingeschoben 
werden. Ob sich allerdings dafür 
ausreichende Gründe finden lassen, 
ist zu bezweifeln, da der Leistungs
stand innerhalb der Gruppe lediglich 
den Mitgliedern selbst bekannt ist. 
Außerdem wird die Einzelleistung 
überhaupt erst durch die Gemein
schaftsleistung möglich. Es scheint 
also ungerecht, Leistungen inner
halb der Gruppe nochmals zu diffe
renzieren.

Personalbedarf

Das Hauptargument gegen das 
Gruppen^Äjium lautet: Es sei nicht 
zu verwirWRien, da man dazu zuviel 
Personal brauche. Daß diese Be
hauptung nicht stichhaltig ist, hat 
eine Bedarfsschätzung der Senats
kommission Informatik bewiesen: 
Bei den^^Modell, wie es oben 
dargeste®^ wurde, kommt man 
zu einer ¿anl von etwa 100 Lehrper
sonen für 750 Studenten (Fakultät 
Chemie zur Zeit: 850 Studenten, 130 
Nichtordinarien und Nichthabilitier- 
te). Also nicht die zu geringe Zahl 
der Lehrpersonen, sondern über
holte Organisationsformen und Per
sonalstrukturen verhindern eine bes
sere Ausbildung der Studenten. 
Eine Umstellung auf Gruppenstudi
um ist selbstverständlich nicht von 
heute auf morgen möglich. Es muß 
versucht werden, mit einem gesam
ten Anfängerjahrgang neue Lehrfor
men in kleinen Gruppen zu erpro
ben und Erfahrungen zu sammeln. 
Dafür bietet das kommende Winter
semester ausgezeichnete Vorausset
zungen: Durch den Aufnahmestop 
wird es relativ kleine Studenten
zahlen geben, das Notprogramm 
bringt ein bißchen Geld ins Haus, 
das Direktorium und der Senat ste
hen solchen Experimenten aufge
schlossen gegenüber und werden 
sie unterstützen.
Die Mathematiker wollen im Winter 
fünf Studienräte einstellen, die die 
Gruppenbetreuung der Erstsemester 
mit dem Hauptfach Mathematik 
übernehmen. Vielleicht könnten sich 
andere Fachrichtungen auch einmal 
Gedanken machen.
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Am 16. Juni akzeptierte der 
Kleine Senat einen Antrag, der 
auf den ersten Blick überflüssig 
erschien. Karl Stutz, Sprecher 
der nichtwissenschaftlichen Mit
arbeiter im Großen Senat, bat 
das Direktorium, sich dafür ein
zusetzen, daß zu den HUG- 
Hearings im kulturpolitischen 
Ausschuß des Landtags auch die 
Vertreter des TH-Personals ein
geladen werden. Rektor Guther 
versicherte, das sei selbstver
ständlich, er habe bereits von 
sich aus entsprechende Vor
schläge gemacht.

Die Begründung, die Stutz gab, 
zeigte allerdings, daß der An
trag nicht als Vorwurf oder Miß
trauen gegen die TH gedacht 
war, sondern sich gegen die Ge
werkschaft ÖTV richtete. Die war 
nämlich zu den Hearings einge
laden und zeigte keine Neigung, 
andere für das Personal der hes
sischen Hochschulen sprechen zu 
lassen. Stutz meinte, es ginge 
erstens nicht um Tarifpolitik, und 
außerdem habe man nur in 
Darmstar't praktische Erfahrung 
mit der Mitbestimmung des nicht
wissenschaftlichen Personals in 
Hochschulfragen. Die Darmstäd
ter müßten deshalb Wert darauf 
legen, für sich selbst zu spre
chen.

Karl Stutz

Der ÖTV werden solche Aktionen 
nicht schmecken: Wenn die von 
ihr Vertretenen immer für sich 
selbst sprechen, werden die Ge
werkschaftsfunktionäre überflüs
sig — Selbstbestimmung par ex- 
cellence. Die ÖTV, die den Darm
städter Alleingang schon lange 
mißtrauisch beobachtete, erhielt 
die Quittung dafür, daß sie sich 
nicht im geringsten für die Mit
bestimmung des Personals in 
den Hochschulgremien eingesetzt 
hatte — im Gegenteil: Den
Darmstädter nichtwissenschaftli
chen Mitarbeitern, die ihre ers
ten Mitbestimmungs-Gehversuche 
machten und sich schon aus ihren 
ersten Erfahrungen heraus er
staunlich differenziert artikulier
ten, wurde von der ÖTV der 
Vorwurf der Radikalität gemacht. 
Die ÖTV sollte selbstbewußt 
genug sein, um auf mißverständ
liche Äußerungen und Intrigen 
gegen das TH-Personal verzich
ten zu können. Sie sollte sich 
freuen, daß das TH-Personal in 
eigener Sache so aktiv und en
gagiert ist, und sie könnte die 
Darmstädter vielleicht auch ein
mal bei ihren Mitbestimmungs
forderungen unterstützen. Auch 
wenn im Herbst Bundestagswahl 
ist und deswegen im SPD-Mu- 
sterland Hessen alles in völliger 
Ruhe und Ordnung zu sein hat 
— eine Gewerkschaft hat zu
nächst andere Interessen zu ver
treten.
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Akademisches Senatskommission
Auslandsamt Informatik

Mangelhafte Betreuung ausländischer Studenten Studentische Mitglieder drängen auf Reformen

Wenn ein ausländischer Studienbe
werber den letzten Hochschulführer 
der THD liest, müssen ihm die Be
dingungen, unter denen ausländi
sche Studenten hier aufgenommen 
werden, einfach ideal erscheinen: 
Hat er eine bedingte Zulassung er
halten (Hochschulreife und Sprach- 
kenntnisse müssen meistens noch 
nachgewiesen werden), so wird er 
am Flughafen Frankfurt oder am 
Hauptbahnhof Darmstadt von einem 
Mitarbeiter des Akademischen Aus
landsamtes (AAA) abgeholt. Dieser 
hilft ihm bei der Zimmersuche und 
bei den ersten Schritten im Laby
rinth der Behörden. Auf der Be
treuungsstelle des AAA findet der 
Neuankömmling bei Vertretern der 
einzelnen Fakultäten Auskunft über 
sein Studium. Aber auch der AStA 
reißt sich um den neuen Gast: Das 
Auslandsreferat vermittelt einen 
Partner aus der gleichen Fakultät, 
der ihm das Einleben in die neue 
Umwelt erleichtert. Deutsche Fami
lien laden ihn ein, der Rotary-Club, 
der Internationale Studentenkreis 
und die Verbindungen vermitteln ihm 
weitere Kontakte zu Deutschen. 
Reisen erschließen ihm die Schön
heiten des Gastlandes, nicht zuletzt 
kann er „in Berlin die politische 
Situation im heutigen Deutschland 
kennenlernen.“ Während des Stu
diums wird ihm das AAA in persön
lichen Nöten beistehen. Seine Inte
ressen werden von einem Auslän
derrat vertreten, unter anderem auch

Betreuer Heimerl

in der Auslandskommission, die die 
gesamte Auslandsarbeit bestimmt. 
Genug der Heuchelei. Die Wirklich
keit sieht anders aus: Von einer 
Auslandskommission hört man nichts, 
der Ausländerrat (eine Vertretung 
der Ausländervereine und Nationen 
mit mindestens fünf Studenten) war 
noch nie arbeitsfähig, das Auslands
referat des AStA schläft. Der aus
ländische Student hat selten von 
Anfang an einen hilfreichen Partner, 
bei der Zimmersuche ist er auf 
einen höchst schwerfälligen Herrn in 
der Wohnraumverwaltung angewie
sen. Deutsche Familien lernt er 
kaum kennen. Es wäre zu hoffen, 
daß das AAA wenigstens ab und zu 
einen Studenten vom Flughafen ab
holt.
Der ausländische Studienanfänger 
hat im allgemeinen mit denselben 
Schwierigkeiten zu kämpfen wie sein 
deutscher Kommilitone: Zimmersu
che, Kontaktaufnahme, Studienpro
bleme — aber nicht nur Zimmerwir
tinnen und gleichgültige Studenten 
tragen dazu bei, daß sich der Aus
länder ganz und gar nicht als Gast 
fühlt. Auch das Akademische Aus
landsamt tut ein Übriges, um ihn 
richtig merken zu lassen, wo er sich 
befindet.
Mußte er schon vor seiner Zulas
sung eine Erklärung abgeben, daß 
die Finanzierung seines Studiums 
gesichert sei (Unterschrift des Sti
pendiengebers, der Eltern oder der 
Bank), so hat der ausländische Stu
dent, wenn er seine Hochschulreife 
ä la Humboldt bewiesen und eine

deutsche Nacherzählung zufrieden
stellend geschrieben hat, eine Erklä
rung zu unterschreiben, daß ihm be
kannt sei, „daß die Aufnahme an 
der THD sehr gute Kenntnisse der 
deutschen Sprache voraussetzt.“ 
Ferner verpflichtet er sich, während 
des ersten Semesters einen weite
ren deutschen Sprachkurs von 15 
Doppelstunden zu besuchen. Er er
klärt, daß mangelnde Kenntnisse der 
deutschen Sprache nicht als Grund 
für Studien- und Prüfungsschwierig
keiten geltend gemacht werden 
können.
Spätestens bei dieser Erklärung 
muß dem ausländischen Studenten 
klar werden, daß er hier kein Gast 
ist. Er ist der unmündige Fremde 
mit mangelndem Verantwortungsge
fühl. Verantwortung kann man eben 
nur von Deutschen verlangen, denn 
„ein Neger aus dem Busch hat 
manchmal die seltsamsten Vorstel
lungen über Deutschland . . . “
Mit der Betreuungsarbeit des AAA 
kann es nicht weit her sein. Das 
Mißtrauen der Ausländer gegen den 
hauptamtlichen Betreuer Mag. Jur. 
Heimerl muß groß sein, wenn so 
wenig getan wird, was außerhalb 
dienstlicher Vorschriften liegt. Denn 
nur in unumgänglichen Angelegen
heiten wird zaghaft an eine der vie
len Türen des AAA geklopft. Bei 
einer Behörde wie dem AAA noch 
auf persönliche Hilfe, wie etwa bei 
Stipendienentzug aus politischen 
Gründen, zu hoffen, ist absurd.
Alle finanziellen Mittel des AAA 
sind nämlich schon fest verplant. 
Gelder in Höhe von mehreren 10 000 
DM, die für sogenanntÄ^usländer- 
arbeit (Förderung der X^Pferverstän- 
digung) vorgesehen sind, werden 
einem geschäftemachenden Interna
tionalen Studentenkreis (ISK) gege
ben, der damit die Verluste aus sei
nem Kellerbetrieb deckt. Prof. 
Schlechta (Leiter des ^«landsam - 
tes und Ehrenvorsitzenc^des ISK) 
ließ es sich nicht nehmen, wegen 
Geldspenden für den neuen Keller 
des ISK bei Firmen und Behörden die 
enge Verbindung des ISK zum AAA 
zu bekunden: „ergänzt die betreueri
schen Aufgaben des Auslandsamtes“ 
— „Völkerverständigung auf kleiner 
Ebene.“ Wer den ISK kennt (150 
deutsche, 100 ausländische Mitglie
der), weiß, wie die „Völkerverstän
digung auf kleiner Ebene“ dort aus
sieht: Diese kleine Ebene ist eine 
große Tanzfläche, nicht mehr. Bis 
heute sind die Verantwortlichen des 
ISK eine eindeutige Rechenschaft 
über die ihnen anvertrauten Gelder 
schuldig geblieben. Für Überbrük- 
kungshilfen und politische Informa
tionsveranstaltungen hat das AAA 
kein Geld, nur für Folkloreabende 
und für zweifelhafte Berlin-Fahrten.
Die mangelnde Betreuung wird im 
AAA durch eine umfassende Bevor
mundung des Ausländers ersetzt. 
Nach dem Ausländergesetz muß 
eine Arbeitserlaubnis vom AAA be
fürwortet werden. Daß Herr Heimerl 
bei der Beurteilung der Arbeitswür
digkeit eines ausländischen Studen
ten recht willkürliche Maßstäbe an
wendet, wird immer wieder bestä
tigt. Nicht nur, daß Herr Heimerl 
diese diskriminierende Vorschrift 
des Ausländergesetzes ausführt (er 
könnte z. B. generell eine Arbeits
erlaubnis befürworten), er verbindet 
mit seiner Entscheidung Sympathie 
und Antipathie in deutlichem Maß 
und honoriert politisches Wohlver
halten. (Viele iranische Studenten, 
denen wegen ihrer politischen Ein
stellung die Stipendien gestrichen 
wurden, erhalten einfach keine Ar
beitserlaubnis mehr.)
Daß Herr Heimerl die Existenz poli
tisch engagierter Studenten regel
recht bedrohen kann, zeigt die Tat
sache, daß Anfragen ausländischer 
Konsulate und Botschaften über 
Studienleistungen und Verhalten 
der Studenten bereitwillig beant
wortet werden. Wie sollte auch eine 
Ausländerbehörde nicht in einer Li
nie mit der deutschen Politik liegen,

„Für diesen Artikel lasse 
ich mich nicht fotogra
fieren“

Prof. Schlechta, Leiter des Aus
landsamtes

deren strammer Antikommunismus 
mit dem der Regierungen solcher 
Länder wie Griechenland, Persien 
und Indonesien konform läuft?
Die zwei studentischen Betreuer, die

Auszüge aus dem Forderungskata
log des vds für eine Satzung des
Auslandsamtes:

0  Oberstes Organ des Akademi
schen Auslandsamtes ist die Ver
waltungskommission.

%  Mitglieder der Verwaltungskom
mission: Die VK setzt sich aus 
zwei Vertretern des Senats, dem 
Auslandsreferenten des AStA 
und zwei studentischen Vertre
tern zusammen.

0  Einer der beiden studentischen 
Vertreter in der VK wird von 
der Ausländervollversammlung 
am Ende jedes Semesters ge
wählt. Er soll Ausländer sein. 
Der zweite studentische Vertre
ter wird von der Ausländervoll
versammlung dem Studenten
parlament vorgeschlagen. Er soll 
Deutscher sein.

%  Die V K  hat Weisungsbefugnis 
im Rahmen der Verwaltungs
und Beratungstätigkeit des AAA 
einschließlich der Abgrenzung 
der Kompetenzen der Mitarbei
ter und der Mittelvergabe.

£  Jedes Mitglied der VK hat das 
Recht auf vollständige Akten
einsicht.

vom Studentenparlament in das 
AAA delegiert werden, haben nicht 
viele Möglichkeiten, wirksam für die 
ausländischen Studenten zu arbei
ten. Sie haben keinerlei Kontroll- 
möglichkeiten, die Einsicht in wichti
ge Akten wird ihnen vorenthalten. 
Was sie zusammen mit dem AStA 
tun können, müssen sie gegen das 
AAA durchsetzen.
Was ist zu tun? Der schmarotzende 
ISK muß vom AAA getrennt werden, 
um endlich das Geld für eine rich
tige Ausländerarbeit auszugeben. 
Die Ausländer sollten ihre nationa
len Interessen zurückstellen hinter 
eine funktionierende Ausländerver
tretung innerhalb der Studenten
schaft. Das AAA muß von einer 
Verwaltungskommission, in der deut
sche und ausländische Studenten 
vertreten sind, geleitet werden, nicht 
von dem undurchsichtigen Prof. 
Schlechta und dessen Adlatus Hei
merl.
Dem Senat ist es vielleicht entgan
gen, daß die Ablösung Professor 
Schlechtas als Leiter des Auslands
amtes seit einem Jahr überfällig ist. 
Prof. Schlechta zeichnet sich durch 
Desinteresse an der Arbeit des AAA 
aus. Das hält ihn jedoch nicht da
von ab, iranischen Studenten zu 
drohen, für ihre Ausweisung zu sor
gen, wenn sie nicht „ruhig“ wären. 
Der Senat muß endlich das Aus
landsamt gründlich durchleuchten.

Die Senatskommission Informatik 
(5 Ordinarien, 1 Nichtordinarius, 
2 Assistenten, 2 Studenten) hat nach 
20 Sitzungen in knapp 9 Monaten 
26 Seiten bedrucktes Papier abge
sondert, ein „Memorandum zur Ein
richtung eines Informatik-Studiums 
an der THD“. Nachdem zu Beginn 
der Kommissionsarbeit stundenlange 
Erörterungen darüber geführt wur
den, ob in Mathematik II für Infor
matiker die Grundbegriffe der Dif
ferentialgeometrie gebracht werden 
sollen oder nicht, gelang es den 
Studenten schließlich, die Diskussion 
auf wesentlichere Dinge zu verla
gern. Sie ergriffen die Initiative und 
legten ein Modell eines Studien
ganges vor, das die Abschaffung 
von Vorlesungen und Prüfungen in 
der bisherigen Form sowie der No
ten und die konsequente Einführung 
des Gruppenstudiums bis hin zu 
Eine Zeitlang versuchten die Pro
fessoren hartnäckig, den Vorschlag 
zu ignorieren, mußten sich aber 
endlich doch damit auseinanderset
zen. Das vorgelegte Modell wurde

sck^Wich mit Unterstützung der 
Matrematik-Ordinarien Laugwitz und 
Gaede praktisch unverändert ange
nommen, als sich der entschieden
ste Gegner von Reformen, Vorsit
zender Prof. Piloty, in Amerika be
fand.
Als die Assistenten gesehen hat
ten, daß die Kommission (der erste 
öffentlich tagende Senatsausschuß) 
bereit war, auch Dinge zu empfeh
len, die nicht von Kultusminister 
oder Wissenschaftsrat stammen, be
werkstelligten sie eine Reform der 
Personalstruktur auf kaltem Wege: 
Im neu zu errichtenden Fachbereich 
Informatik wird es weder Lehrstuhl
inhaber mit Hausmacht noch ver
sklavte Doktoranden geben, denn 
den Hochschullehrern bleibt nur 
„Richtlinienkompetenz, Stoffauswahl 
und Oberaufsicht über Lehrveran
staltungen“, während für die Grup
penbetreuung hauptamtliche Lehr
personen vorgesehen sind, die nicht 
unter Promotionszwang stehen. Wie 
man sieht, kann man die Ordinarien 
nicht nur durch Satzungsänderun
gen, sondern auch durch Studienre
form entmachten, indem man ihnen 
einfach keine entscheidenden Funk
tionen mehr zugesteht. Das Papier 
wurde dann auch im Assistentenrat 
einhellig begrüßt.
Der Fachbereich hat — ausgelegt für 
600 Studenten — einen Personalbe
darf von 12 Hochschullehrern (dar
unter einer für Soziologie), 84 wis
senschaftlichen Mitarbeitern und 52 
nichtwissenschaftlichen Mitarbeitern 
(darunter ein Leiter der Fachbe
reichsverwaltung). Der Raumbedarf 
wurde zu etwa 5500 qm errechnet, 
wobei für jeden Studenten ein Ar

beitsplatz eingeplant ist.
Ein besonders Problem stellte die 
Rechenanlage für die Informatiker 
dar. Die Kommission hatte unausge
sprochen den Auftrag mitbekommen, 
im Rahmen des Informatikstudiums 
für eine Behebung der Rechenzeit
misere an der TH zu sorgen, da der 
Vorstand des Rechenzentrums (Vor
sitz: Prof. Piloty) offensichtlich
nicht in der Lage war, eine neue, 
ausreichend große Maschine heran
zuschaffen. Da die Informatiker für 
ihre komplexen Aufgaben aber eine 
sehr leistungsfähige Anlage brau
chen, die große Kapazität eines sol
chen Rechners — zumindest am An
fang — jedoch nicht voll ausnutzen 
werden, kann ein Teil der Rechen
zeit der Informatikanlage der ge
samten Hochschule zur Verfügung 
gestellt werden.
Den schönen Plänen der Informatik- 
Kommission droht allerdings von 
überall Gefahr: Es ist weder sicher, 
daß der Bund ohne unannehmbare 
Auflagen für den Rechner und einen 
Teil der wissenschaftlichen Mitarbei

ter aufkommt, noch daß das Land 
für das Gruppenstudium genügend 
Stellen einrichtet. Einige der Pro
fessoren, die den neuen Fachbereich 
bilden werden (zumindest Prof. Pilo
ty), stehen den Studienreformplänen

Vorsitzender Piloty

ablehnend gegenüber und werden 
versuchen, die Praktizierung dieses 
Modells zu verhindern. Schließlich 
bastelt man in Bonn in einer ad- 
hoc-Kommission (Vorsitzender: Prof. 
Piloty) an einer Rahmenprüfungs
ordnung für das Fach Informatik, die 
den kompletten Fachidioten zum 
Ziel hat.
Was von den Reformansätzen des 
Memorandums bleibt, wird wesent
lich von der Zusammensetzung und 
der Arbeitsfähigkeit des Gründungs
ausschusses für den Fachbereich 
abhängen, den der Senat einsetzen 
wird. Man sollte sich hier die Chan
ce nicht entgehen lassen, bessere 
Voraussetzungen für eine demokra
tische Willensbildung innerhalb 
eines Faches zu schaffen, als es 
bisher bei den Fakultäten der Fall 
war.

Wenn’s um Sport geht,
immer zuerst zu

5änrfirilm!=l3
Darmstadt ■ Ernst-Ludwig-Straße 11 - Ruf 70194
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D a rm stä d te r  M a n ife st
So überholt wie das Ordinarienprinzip

Auszug aus dem Darm städter Manifest-

Mitte Mai bestätigten Senat und 
Großer Senat eine Stellungnahme 
zu den Entwürfen für ein Hochschul- 
und Universitätsgesetz (HHG II und 
HUG), die von einer Senatskommis
sion erarbeitet worden war. Der 
Kommission gehörten, wie es in 
Darmstadt langsam und endlich üb
lich wird, Vertreter aller Gruppen 
der Hochschule an: Studenten, Assi
stenten, nichtwissenschaftliche Mit
arbeiter und Hochschullehrer.
Das „HUG-Papier“ sollte, so war es 
jedenfalls von den Verfassern ge
dacht, nicht nur eine kritische Stel
lungnahme gegen Schüttes Gesetz
entwürfe sein, sondern auch als 
Richtschnur für die Satzungsrevi
sion in Darmstadt dienen. In den 
Fakultäten, wo die Ordinarien noch 
den Ton bestimmen, fiel das Papier 
erwartungsgemäß durch; lediglich 
die kleinen Fakultäten KuSt und Ar
chitektur billigten es.
Der Verlauf der Satzungsreform im 
Großen Senat zeigte, daß nur eine

verschwindende Minderheit der 
Hochschullehrer zu dem von beiden 
Senaten beschlossenen Papier steht. 
Die Hochschullehrerversammlung, 
aufgeschreckt von den studentischen 
und assistentischen Vorschlägen zur 
Neukonzeption der Fakultäten und 
Institute, verfaßte am 11. Juni das 
sogenannte „Darmstädter Manifest“ , 
dem von 90 anwesenden 80 Profes
soren zustimmten. Während das 
HUG-Papier in sich so schlüssig ist, 
daß es durch keine absehbare Ent
wicklung in der HUG- und der Sat
zungsberatung überholt werden 
kann, bietet das Professoren-Papier 
nur punktuelle Banalitäten. Im HUG- 
Papier wird der Versuch gemacht — 
endlich! — die Aufgabe der Hoch
schulen und ihre Stellung zur und 
in der Gesellschaft zu umreißen, wo
raus sich dann konkrete Gesetzes- 
upd Satzungsformulierungen ablei
ten lassen.
Das Professoren-Papier beschränkt 
sich darauf, „sachliche Bedenken“

gegen eine mögliche Majorisierung 
der Hochschullehrer in den Ent
scheidungsgremien zu behaupten. 
Es wird nicht begründet, was denn 
eine mögliche (aber doch nicht im
mer erfolgende) Überstimmung 
der Professoren-Riege für ein Un
glück wäre.
Im HUG-Papier steht etwas von 
„herrschaftsfreier Kommunikation“, 
und die ist nicht möglich, wenn 
alle Vertreter in den Gremien zwar 
alles sagen dürfen, aber keine 
Chance haben, das Gesagte auch 
zu beschließen, wenn es den Ordi
narien (die Hochschulangehörigen 
mit der geringsten Lernfähigkeit, es 
sind schließlich alte Leute) nicht so
fort eingeht. Einen Monat nach dem 
HUG-Papier noch das „Darmstäd
ter Manifest“ ohne Skrupel heraus
geben zu können — das ist wirklich 
ein zu langsamer Lernprozeß.

0  Bei der Diskussion über die Zu
sammensetzung des Großen Senats 
wurde von den Vertretern der Stu
dentenschaft erklärt, daß jede Rege
lung, die dort nicht eine paritätische 
Beteiligung von Hochschullehrern, wis
senschaftlichen Mitarbeitern und Stu
denten vorsehe, für die Studenten
schaft unannehmbar sei und eine'wei
tere Mit- und Zusammenarbeit aus
schließe. Ein Teil der Hochschullehrer 
hat einer solchen Zusammensetzung 
unter Hintenanstellung eigener sachli
cher Bedenken zugestimmt, da er u. a. 
glaubte, daß damit ein institutionali
sierter Raum für eine demokratische 
Austragung von Konflikten und die 
Voraussetzung für eine zukünftige 
konstruktive Zusammenarbeit geschaf
fen werde.

0  Es liegen nunmehr weitere Satzungs
änderungsanträge bezüglich der Orga
nisation der Fakultäten und Institute

vor. In diesem Zusammenhang stellen 
die Hochschullehrer fest, daß eine 
Übertragung der Beteiligungsprinzipien, 
nach denen der große Senat zusam
mengesetzt wurde, auf alle anderen 
Entscheidungsgremien der Hochschule 
für die Hochschullehrer aus sachlichen 
Gründen unannehmbar ist. Eine solche 
Lösung würde bedeuten, daß unmittel
bar Forschung und Lehre beeinflußende 
Entscheidungen gegen den Willen aller 
Hochschullehrer getroffen werden kön
nen, d. h. gegen den Willen der Grup
pe, die nach Gesetz, Funktion und 
Vorbildung für Forschung und Lehre 
primär verantwortlich ist.

%  Die Hochschullehrer anerkennen die 
Notwendigkeit von Lösungen, die die 
Mitbestimmung aller Hochschulangehö
rigen sichern. Sie können aber keinem 
Entscheidungsprinzip zustimmen, das 
eine Majorisierung der Hochschullehrer 
auf der Fakultäts- und Institutsebene 
ermöglicht.

(beim ersten Mal kann man noch Monaten vergessen — so wie sich 
über den Jargon stolpern); es wird die früheren Bedenken der Ordina- 

Das HUG-Papier ist einer der weni- auf lange Zeit seine Gültigkeit be- rien gegen die Öffentlichkeit in den 
gen Senatsbeschlüsse, die mehr- halten. Das „Darmstädter Manifest“ Hochschulgremien inzwischen erle- 
mals gründlich zu lesen sich lohnt ist hoffentlich in spätestens drei digt haben.

Die Technische Hochschule Darmstadt 
lehnt die Regierungsvorlage des Hoch
schul- und Universitätsgesetzes ab, da 
diese dem Anspruch einer fortschritt
lichen, demokratischen und den bil
dungspolitischen Zukunftsaufgaben ge
recht werdenden Reform des allgemei
nen Hochschulwesens nicht genügen. 
Sie gibt hierfür die folgende Begrün
dung:

1. Die vordringliche Aufgabe eines 
Hochschulgesetzes sollte die Neuorien
tierung . des gesamten weiterführenden 
Bildungswesens sein. Es muß Refor
men einleiten, zu denen die einzelnen 
durch die historische Entwicklung ge
trennten Bildiingszweige allein nicht in 
der Lage sind.
Die erste notwendige Voraussetzung ist 
die Vereinigung von Fachschule und 
Universität zu einer differenzierten, 
wechselseitig durchlässigen Gesamthoch
schule, die sich nicht primär nach dem 
durch die gegebenen ökumenischen und 
sozialen Bedingungen produzierten Be

darf orientiert, sondern am Ziel einer 
Demokratisierung der Gesellschaft. Die 
Ausbildung muß vor allem ein kritisch
wissenschaftliches Bewußtsein vermit
teln. Eine schematische Trennung in ein 
fachlich verengtes und zeitlich begrenz
tes Studium (sog. Kurzstudium) für die 
Masse der Studierenden und eine zeit
lich unbegrenzte Ausbildung (sog. 
Langstudium) zur Elitebildung ist aus 
den genannten Gründen abzulehnen. 
Diese Trennung verschleiert nur die 
mangelnde Bereitschaft der GeselJO^ift, 
ausreichend Investitionen im Bi^Pngs- 
wesen vorzunehmen.

2. Die Reform des Schulwesens, ohne 
die eine Hochschulreform Stückwerk 
bleiben muß, setzt ihrerseits eine Re
form der Lehrerausbildung ^ A u s .  
Eine differenzierte, aber sozial^micht 
deklassierende und nicht einseitig fach
bezogene Lehrerausbildung ist nur in 
einer Gesamthochschule zu verwirkli
chen.
Dagegen beschränkt sich die „Reform“

völlig unzureichend auf die lose Klam
mer gemeinsamer Kommissionen beider 
Bildungsbereiche. Damit wird die 
Chance, die Kulturhoheit des Landes 
für eine fortschrittliche Bildungspolitik 
zu nutzen, zugunsten eines bundesein
heitlichen, rein funktionalen Konsens 
vertan. Der Kulturhoheit selbst wird 
hierdurch ihre rationale Basis entzogen.

3. Die Regierungsvorlage des Univer
sitätsgesetzes widerspricht nicht nur 
ihrer eigenen Intention, die Hochschu
len reformfähig zu machen, sondern 
blockiert diese Möglichkeit total, in
dem sie das Ergebnis solcher Reformen 
dirigistisch festlegt. Dieser Dirigismus 
vertieft die Abhängigkeit der Univer
sität von partikulären gesellschaftlichen 
Zwängen. Der Entwurf beseitigt 
praktisch jede Satzungsautonomie; er 
überträgt wesentliche Entscheidungsbe
fugnisse dem von außeruniversitären 
Interessen bestimmten Kuratorium.

4. Soll der Begriff „Freiheit der For
schung und Lehre“ nicht eine Phrase 
sein, so muß die Universität in die

Lage versetzt werden, auf Grund ihrer 
wissenschaftlichen Arbeit die bestehen
den politischen, sozialen und ökonomi
schen Normen ständig in Frage zu stel
len. Eine rational fundierte Unruhe 
und zugleich organisatorisch gesicherte 
Distanz Bestehendem gegenüber ist eine 
Grundvoraussetzung des wissenschaft
lichen Arbeitsprozesses. Von daher lei
tet sich die Forderung der Universität 
nach Autonomie ab. Diese Autonomie 
kann nicht Privileg einer Gruppe sein, 
sondern setzt die herrschaftsfreie Kom
munikation aller am Arbeitsprozeß 
der H ocf^^de Beteiligten voraus. 
Diese KorrnBmikation wird u. a. durch 
ein im Gesetz verankertes, disziplinie
rendes Ordnungsrecht für Studenten 
unmöglich gemacht.
Wird der Hochschule die Möglichkeit 
zur Selbstb^imm ung vorenthalten, so 
verliert sii^H r kritisch-wissenschaftli
ches Potential; sie wird zu einer an 
außeruniversitären Interessen orientier
ten Ausbildungsstätte.

5. Statt die Fachbereiche zur Basis der 
Selbstverwaltung zu machen, wird in

der Gesetzesvorlage die Tendenz er
kennbar, die Exekutive einseitig von 
der Spitze, von Präsident und Kurato
rium her, aufzubauen.

Die Technische Hochschule Darmstadt 
sieht sich in ihrem Bestreben, Refor
men in ihrer eigenen Satzung modell
mäßig zu verwirklichen, durch das 
neue Gesetz ernsthaft behindert. Ins
besondere bedauert sie, daß zahlreiche 
Vorschläge, die sie auf Grund ihrer 
eigenen Reformarbeit nach Bekanmt- 
werden des Referentenentwurfes dem 
Kultusminister gemacht hat, keinerlei 
Niederschlag in der Gesetzesvorlage 
finden.
Eine der Universität gerecht werdende 
Regelung könnte beispielsweise in 
einem Rahmengesetz für den Hoch
schulbereich bestehen, daß durch eine 
„Universitäts-Mustersatzung“ ergänzt 
wird. Ist eine Hochschule innerhalb 
einer bestimmten Frist nicht in der 
Lage, sich eine dem Rahmengesetz ent
sprechende Satzung zu geben, so tritt 
für diese Hochschule die Mustersatzung 
automatisch in Kraft.

Hochschullehrerversammlung: neuer Wirkungskreis für Prof. Schultz

Fortsetzung:
Ende der Reformen?

den Zusatzanträgen haben die Stu
denten ihr wahres Gesicht gezeigt, 
die wollen uns gar nicht“ (Karl Stutz). 
Vergessen war, daß die Studenten 
für die Mitbestimmung des Perso
nals mit derselben Vehemenz ge
kämpft hatten wie für ihre eigenen 
Ansprüche. Die Nichtwissenschaftli
chen schlugen sich auf die Seite 
der Assistenten und Professoren — 
zu den Gruppen, aus deren Reihen 
sie sich noch wenige Sitzungen zu
vor ständische Vorurteile gefallen 
lassen mußten.

*

Es wäre zu einfach, das Versagen 
des Großen Senats nur den Profes
soren anzulasten. Als im Februar 
unter dem Jubel der Zuhörer die 
paritätische Besetzung dieses sat
zungsgebenden Gremiums zustande 
kam, bestanden Hoffnungen, daß 
durch die neue Stimmverteilung Re
formen möglich wären. Genau das 
aber haben die Assistenten, die 
nichtwissenschaftlichen Mitarbeiter 
und die Verbindungsstudenten völ
lig ignoriert: daß Reformen nur ge
gen die Professoren gemacht wer
den können, daß man also die Ab
stimmungsmacht gegen die Profes
soren ausspielen mußte. Stattdessen 
wurde den Professoren jede Bitte 
erfüllt, wurden Kompromisse ange- 
boten und die falsche Behauptung 
aufgestellt, ohne die Professoren 
könne man nichts beschließen. Ins

besondere die Assistenten machten 
den Professoren weitgehende Zu
geständnisse, verschwendeten ihre 
Energie aber darauf, die Studenten
vorschläge abzulehnen, statt die 
Professoren für ihre Kompromisse 
zu gewinnen. Falsch war die Assi- 
stenten-Taktik, den Professoren 
Zeit für einen Lernprozeß einzu
räumen, bevor etwas beschlossen 
war. In paritätischen Gremien hät
ten die Professoren lernen können 
— und müssen.
Neben diesem Kardinalfehler der 
Assistenten gibt es noch einige

Assistenvorsprecher Brinckmann

Gründe, die das Scheitern aller Re
formen und in dieser Absolutheit 
erklären. Es war beispielsweise ein 
Fehler, in das Direktorium die Pro
fessoren zu wählen, die als einzige 
gegen ihre reaktionären Kollegen 
hätten kämpfen können. Die Rekto
ren wußten, wie in der nichtöffentli
chen Hochschullehrerversammlung

geredet wurde; durch ihr hehres 
Amt fühlten sie sich jedoch gebun
den und stellten ihr Engagement so
fort ein.
Die nichtwissenschaftlichen Mitar
beiter sind in ihrem Selbstbewußt
sein noch so unsicher, daß sie für 
lange Zeit die sicherste Umfallfrak
tion bleiben werden. Mit ihnen kann 
vorläufig kein Handel getrieben wer
den. Daß dem Personal trotzdem 
mehr Mitbestimmung eingeräumt 
werden muß, ist eine Selbstverständ
lichkeit — momentane Rückschläge 
sind kein Grund, auf Demokratie zu 
verzichten.
Die Assistenten sind nicht bereit, 
gegen die Professoren aufzutreten. 
Neben dem unverkennbaren akade
mischen Standesdünkel hindert sie 
ihre mangelnde Solidarität, anderes 
als Banalitäten vorzuschlagen. Wenn 
es hart auf hart geht, fallen die As
sistenten aus. Solange noch ein 
Teil der Studenten, die afh-Vertre- 
ter beispielsweise, darauf verzichtet, 
das zu fordern, was zwar unmöglich 
zu erreichen scheint, aber richtig 
und konsequent ist, wird es nie zu 
Reformen kommen. Es war fast 
schon beschämend, wie diese Grup
pe immer wieder, gegen jede vor
herige Absprache, in den Sitzungen 
plötzlich der Mehrzahl der Studen
ten in den Rücken fiel. Dummheit 
schändet nicht, aber sie schadet. 
Wie es weitergeht, läßt sich nicht 
absehen. Der Große Senat hat im 
Grunde genommen keine Funktion 
mehr. Wenn es nicht gelingt, endlich 
eine Anti-Professorenkoalition auf
zubauen, werden die Studenten wie
der zu den härteren Argumenten 
greifen müssen.

Fortsetzung:
Hochschullehrer

Öffentlichkeit, Möglichkeit der Zu
lassung der Öffentlichkeit durch 
Zweidrittelmehrheit. Außerdem soll 
die Hochschullehrerversammlung 
nichtöffentlich tagen dürfen, damit 
man wenigstens einmal unter sich 
sein kann.
Weitere Punkte der Kritik sind unter 
anderem: die kollegiale Instituts
leitung, die Gleichsetzung aller 
Hochschullehrer in einer Globalgrup
pe, Fachbereichskonstruktion, Mo
dalitäten des Ausschreibungsverfah
rens bei Berufungen. Konkrete Än
derungsvorschläge betreffen die 
Schaffung von Beratungsgremien, 
die keine Beschlußkompetenz ha
ben und in die Studenten und Assi

stenten abgedrängt werden sollen. 
Bei den Hearings in Wiesbaden ist 
also die groteske Situation einge
treten, daß das Direktorium mit dem 
progressiven HUG-Kommissions-Pa- 
pier (vom Kleinen und Großen Se
nat beschlossen) aufkreuzt, während 
die Hochschullehrer lautstark Rege
lungen fordern, die noch hinter de
nen des HUG-Entwurfs Zurückblei
ben, von dem in Darmstadt bereits 
Erreichten ganz zu schweigen.
Es wird langsam Zeit, daß sich die 
liberalen Professoren von den re
aktionären Schreihälsen distanzie
ren, die sich anmaßen, für die gan
ze TH zu sprechen, und alles ver
suchen,1 um die Darmstädter Re
formansätze zu hintertreiben. An
scheinend müssen doch erst ein 
paar Institute besetzt werden, um 
den Lernprozeß bei den Reform
muffeln ingang zu setzen.

Auszug aus H UG-Papier
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Legitimation statt Selbstkontrolle
Irrationales Prüfungssystem erzeugt Versager/Reform nur durch Massenaktion

Im Herbst werden wieder viele Hun
dert Studenten in den Hörsälen hok- 
ken und sich dem gleichen Prü
fungsritual unterziehen wie schon 
Generationen vor ihnen — obwohl 
der Sinn der derzeitigen Prüfungen 
nicht mehr recht einzusehen ist. Für 
Hausübungen und Hörsaalklausuren 
erhält der Student Scheine, und nur 
wenn er alle geforderten Scheine 
beisammen hat, darf er die Prüfung 
machen. Das geht manchmal soweit, 
daß erst ausreichende Übungsleist
ungen erlauben, an der Semestral- 
klausur teilzunehmen, deren Beste
hen wiederum erst erlaubt, die Prü
fungsklausur mitzuschreiben. Das 
Bestehen der Prüfung erlaubt dann, 
weiter zu studieren. Die Prüfung ist 
zum reinen Selbstzweck und zur 
Routine geworden.
Die Prüfung soll eine Kontrolle ein
mal dem Studenten selbst ermögli
chen, damit er erkennt, ob er den 
Wissensstoff verstanden hat und ob 
er die gestellten Leistungsanforde
rungen erfüll .̂ Außerdem wird aber 
die bestaadefte Prüfung mit einer 
Bescheinigung honoriert, die dem 
Studenten das Weiterstudium oder 
den Erwerb eines besonderen sozia
len Status, des Diploms, gestattet. 
Das Beispiel mit der Folge der ab
gestuften Scheinesammlung — in 
dieser odar in ähnlicher Form wen
den es viele Lehrstühle an — zeigt, 
daß die Kontrollfunktion der Prü
fung nicht mehr Hauptzweck ist; die 
Kontrolle ist vor der eigentlichen 
Prüfung ja bereits zweifach erfolgt. 
Wichtiger ist meist-die legitimieren
de Wirkung der bestandenen Prü
fung. Statt einer Kontrolle des Ver
ständnisses ist der Erwerb einer Le
gitimation der Grund für die Prüfung. 
Die Bescheinigung über bestandene 
Prüfungen wird allgemein anerkannt, 
ohne daß das bescheinigte Wissen 
noch einmal überprüft wird. Wer 
zum Beispiel als fertiger Diplomin
genieur Arbeit sucht, braucht nur 
das Diplomzeugnis. Sein zukünftiger 
Arbeitgeber vertraut darauf, daß die 
Hochschule („Stempel, Unterschrift“) 
die richtigen Normen angesetzt hat, 
um die Fähigkeiten des Studenten 
zu ermitteln.
Daß dieses Vertrauen nicht ganz 
berechtigt ist, beweisen die Prü
fungsformen. Bei dem heutigen Prü
fungssystem sollen die Studenten 
in einer punktuellen Prüfung, inner
halb von höchstens einigen Stunden, 
ihren Wissensstand und ihre wissen
schaftlichen Fähigkeiten nachweisen. 
Die Prüfung findet of mehrere Se
mester nach der Vorlesung statt. 
Meist wird nicht das Stoffverständ
nis, sondern lexikalisches Wissen 
abgefragt. Die Studenten richten 
sich darauf ein: Wer sich Fakten 
und Regeln einpaukt und dann noch

Hauptexamen bestimmt die soziale 
Stellung im Beruf. Die Entscheidung 
darüber fällt in den wenigen Stun
den der Prüfung. Solange die zeit
lich mehr gestreuten und gestreck
ten Übungen nicht als ausreichende 
Legitimation anerkannt werden, stel
len die punktuellen Prüfungen den 
Studenten in eine Drucksituation, 
was eine wirkliche Beurteilung sei
ner Fähigkeiten fast unmöglich 
macht. Später im Beruf wird er nur 
ganz selten unter einem solchen 
Druck stehen, und daß sein Versa
gen in dieser Ausnahmesituation so 
schwer bestraft wird wie eine nicht
bestandene Hochschulprüfung, ist 
nur in extremsten Fällen denkbar. 
Die Prüfungssituation ist wenig re
alistisch.
Daß der Schwerpunkt des Prüfungs
zweckes, zumindest nach seiner Aus
wirkung, heute im Erwerb einer Le
gitimation liegt, hat noch einen wei
teren schwerwiegenden Nachteil. 
Der Student erfährt, daß das Testat 
wichtiger genommen wird als sein 
tatsächliches Können. Er macht die 
Prüfung, weil sie gefordert wird und 
weil sie ihn legitimiert — und nicht, 
weil er sich kontrollieren will. Er ist 
von seiner Erziehung her darauf ein
gerichtet, nur etwas zu tun, wenn 
er dazu gezwungen wird. Durch den 

•Verzicht auf die Legitimation könn
te erreicht werden, daß der Student 
Spaß am Erwerb von Wissen be
kommt. Damit wäre mehr gewonnen, 
als man durch diesen Verzicht zu 
verlieren meint. Anstatt sich von 
dem äußeren Zwang antreiben zu 
lassen („Arbeit macht keinen Spaß, 
also zwingt mich dazu“), müßte er 
selbst entscheiden, was er tun muß. 
Er würde sich Eigeninitiative an
trainieren und damit lernen, nicht 
nur auf Befehl zu har^Wn. Gerade 
wissenschaftliche Arb^ür kann ja 
nicht einfach befohlen werden, das 
persönliche Interesse muß vorhan
den sein.
Wenn die Befürworter des jetzigen 
Prüfungssystems amumentieren: 
„Prüfungen müssen s |B | ,  so hilft 
das nicht weiter. Jede^^nderungs- 
vorschlag kommt nicht daran vorbei, 
die legitimierende Wirkung der Prü
fung gründlich in Frage zu stellen. 
Es ist nicht vorstellbar, daß eine 
Prüfungsreform heute ohne eine 
weitgehende Reduzierung der Legi
timation erfolgen kann. Als zum 
Beispiel die Fakultät Elektrotechnik 
für die neue Studienrichtung Infor
matik die Prüfungsordnung der E- 
Techniker übernahm, hatte sie die 
Legitimation, die von der Prüfung 
gefordert wird, durchaus erfüllt; 
mehr aber nicht. Daß die Informatik- 
Kommission' etwa zur gleichen Zeit 
ein Studien-Modell vorlegte, das 
viel mehr Gewicht auf die Kontroll-

Wo treffen wir uns 
am Heinerfest?
Weinzelt Möhler

Eingang am Herrngarten (Theater)

Erstklassige Stim m ungskapelle wie jedes Jahr
Beste und preiswerte Getränke im Ausschank

Glück hat, besteht am ehesten. Be
zeichnend ist, daß die einzigen wirk
lich umfassenden Verständnistests 
während des ganzen Studiums, die 
Studien- und Diplomarbeiten, in die 
Note des Diploms entweder garnicht 
oder nur wie eine Stundenprüfung 
eingehen.
Besteht der Student die Prüfung 
nicht, so hat das weitreichende Fol
gen für ihn. Vom Erfolg des Vor
diploms oder der Zwischenprüfung 
wird die Fortsetzung des Studiums 
und die Weitergewährung von Sti
pendien abhängig gemacht. Das

funktion legte, ohne auf die Legiti
mation verzichten zu müssen, zeigt 
auf, wie fest die Ordinarien auf den 
Legitimationszwang bewußt oder un
bewußt eingestellt sind. Am deut
lichsten wird seine Fragwürdigkeit 
mit dem (ernst gemeinten) Argu
ment: „Ich lasse mir den Blinddarm 
nicht von einem rausnehmen, der 
kein Examen hat.“
Die Nachteile der gegenwärtigen 
Prüfungsformen könnten dabei sehr 
leicht vermieden werden. Sieht man 
von dem Problem der Legitimation 
zunächst einmal ab, weil es sich bei

einem sinnvollen, funktionierenden 
Prüfungssystem ziemlich einfach lö
sen läßt, dann muß eine Prüfung 
zwei Bedingungen erfüllen:
* Die Prüfung muß dem Studenten 

zeigen, was er kann und was 
nicht.

Prüfungen müssen ihm die Gelegen
heit geben, seine Fähigkeiten stän
dig selbst zu überprüfen. Das ist nur 
durch studienbegleitende Kontrollen 
zu erreichen. Die punktuelle Prü
fung bringt es automatisch mit sich, 
daß der Student eventuell auftre
tende Wissens- und Verständnis
lücken nicht sofort ausbügelt. Wenn 
er in der Vorlesung einmal nicht 
mehr mitkommt, reißt ein „Verständ
nisloch“ auf, das immer größer wird 
und erst bei der Prüfungsvorberei
tung notdürftig, etwa durch Einpau
ken von Kochrezepten und Faust
regeln, geflickt wird.
* Die Prüfungen müssen dem Hoch

schullehrer zeigen, ob er ein guter 
Lehrer ist oder nicht.

Die Prüfung muß eine Rückmeldung 
vom Studenten zum Dozenten ge
währleisten, der wissen muß, ob das, 
was er vermitteln will, auch (und 
richtig!) ankommt. Er soll ständig 
über den Erfolg seiner Lehrveran
staltung unterrichtet werden, damit 
er sie verbessern und den Anforde
rungen und Wünschen seiner Hörer 
anpassen kann.
Wie das erreicht werden kann, ist 
mehr eine technische Frage. So ver
blüffend es auf den ersten Blick 
erscheinen mag: Sogar anonyme
Tests erfüllen diese beiden Forde
rungen; sowohl der Student als 
auch der Dozent erfahren, wo noch 
Nachholbedarf besteht und welche 
Änderungen gemacht werden müs
sen. Das könnte so geschehen, daß 
während des Semesters im Laufe 
der Lehrveranstaltung mehrere 
Übungen geschrieben werden, die 
korrigiert, jedoch nicht benotet wer
den. Der Student kann überprüfen, 
inwieweit er den dargebotenen Wis
sensstoff verstanden hat. Und auch 
der Lehrer wird über den Erfolg sei
ner Bemühungen informiert.
Der vorgeschlagene Verzicht auf die 
Noten ergibt sich unmittelbar dar
aus, diese Kontrollen nicht wieder 
unter einem Prüfungsdruck stattfin
den zu lassen. Allerdings hat der 
Student dann selbst zu entscheiden, 
ob er die Anforderungen des von 
ihm gewählten Faches erfüllt. Die 
Zahl der „ewigen Studenten“ wird 
deswegen kaum anwachsen — diese 
Befürchtung ist ein altes Vorurteil, 
dem schon die Erfahrung wider
spricht, daß viele Studenten als 
schwierig geltende Fachrichtungen 
(zum Beispiel Theoretische Elektro
technik, Theoretische Physik) frei
willig wählen. Denn für jeden Stu
denten ist es auf die Dauer frustrie
rend, wenn er durch die Tests im
mer wieder erfährt, daß er nichts 
verstanden hat. Er wird dann von 
sich aus die Konsequenzen ziehen 
und beispielsweise das Studienfach 
wechseln.
Die studienbegleitende Wissens
und Verständnisüberprüfung muß 
die punktuelle Prüfung ablösen. 
Aber dazu braucht es einen Anstoß, 
denn: „Diskutiert darf werden, aber 
ändern darf sich nichts.“ Die Ordi
narien sind unglaubwürdig, wenn sie 
zwar beteuern, sie fänden das Prü
fungssystem auch schlecht, aber die 
Prüfungsordnungen nicht ändern und 
selbst für neue Fächer (Beispiel 
ET-Informatik) auf das nicht bewähr
te Alte zurückgreifen. Die Studen
ten müssen es also wieder selbst 
machen und gegen das jetzige Aus
leseverfahren der Prüfung massiv 
protestieren. Als Möglichkeiten für 
den Herbst bieten sich unter ande
rem an:

Massenhafte Verweigerung der 
Prüfungen
Ungeniertes, organisiertes Ab
schreiben bei den Klausuren 

Gegen solche Aktionen können die 
Hochschullehrer wenig unternehmen. 
Schließlich können sie nicht alle 
Studenten durchfallen lassen und 
exmatrikulieren, ohne daß es einen 
heißen akademischen Bürgerkrieg 
gibt.

Kritik am Prüfungssystem 
und Vorschläge zur Änderung

Auszug aus einem Gespräch mit Professor Eyferth
Prüfungsangst

Müssen Prüfungen mit kompri
mierten Machtansprüchen ver
bunden sein'und müssen sie des
halb Angst auslösen?
Die einzige Möglichkeit, die 
Angst zu verlieren, ist, daß man 
sich nicht dem Prozeß des Ur- 
teilens aussetzt, sondern an ihm 
teil hat. Man liefert sich dem 
plötzlichen Ereignis der Zensie
rung nicht aus, tritt nicht mehr 
einer fremden Macht gegenüber, 
man fühlt sich nicht mehr be
droht. Die Gruppe, die gemein
sam gearbeitet hat, bewertet 
auch ihren Studienerfolg.

Gruppenarbeit

Mit Arbeiten in Gruppen wird 
man mehr erreichen als mit dem 
Verlangen von Einzelleistungen, 
die Arbeiten werden substantiel
ler. Das ergibt sich aus sozial
psychologischen Überlegungen 
über die Zusammenarbeit. Die

Gruppe wird alle ihre Mitglieder 
dazu bringen können, mehr zu 
bewältigen, als die Mitglieder 
einzeln bewältigen können. Vor
aussetzungen für den Einbau der 
Gruppenleitung in den Ausbil
dungsgang sind demokratische 
Strukturen der Gruppe. Wenn 
sich innerhalb der Gruppe wieder 
Abhängigkeiten einstellen, wenn 
die Rollen in den Gruppen dazu 
benutzt werden, um auf Einzelne 
Druck auszuüben, kann die Grup
pe sicher so autoritär auftreten 
wie ein einzelner Prüfer. Wenn 
man sie zu einer optimalen Zu
sammenarbeit bringen will, muß 
man sie sehr klein halten, nicht 
über acht hinaus. Dafür sprechen 
eine ganze Menge von Experi
menten. Die Frage, ob die Lei
stung einer solchen Gruppe als 
Kriterium für irgendwelche Legi
timationen genommen werden 
kann, würde ich eindeutig beja
hen.
Es ist nämlich auch ein Ausbil
dungsziel, Zusammenarbeit zu 
erreichen. Gruppenarbeit bietet 
relativ gute Möglichkeiten, den
jenigen, die leistungsunsicher 
sind, zu helfen. Ich habe bisher

hervorragende Erfahrungen ge
macht mit Arbeit in Gruppen.

Prüfung als Initiationsritus

Wie weit müssen Prüfungen von 
sich aus die Wirkung haben, be
stimmte gesellschaftliche Struk
turen zu stabilisieren und zu 
wiederholen? Ohne zu weit zu 
gehen, kann man sagen: genau 
das sollen die meisten Prüfun
gen. Das ist der historischen 
Herkunft nach die Funktion der 
Prüfung. Es kommt mehr auf die 
Erfüllung irgendeines Kodex als 
auf individuelle Leistung an 
(Initiationsriten). Schwerwiegend 
ist, daß wir heute nicht mehr 
auseinanderhalten können, was 
funktionsnotwendige Leistungs
messung und was schichtspezifi
sches Ritual ist. Die Bedeutung 
einer Schicht leitet sich zum Teil 
daher ab, wie schwer der Zu
gang zu ihr gemacht wird. Prü
fungen benachteiligen bestimmte 
Begabungsrichtungen gegenüber 
anderen: sie werden immerGrup- 
pen benachteiligen, die den 
Normerwartungen einer gegen
wärtigen Gesellschaft nicht ent
sprechen.

Verbale Intelligenz prüfungsent
scheidend

Wie ein roter Faden zieht sich 
durch die Untersuchungen von 
Bedingungen von Prüfungsleist
ungen, daß die verbalen Fähig
keiten vom Turnlehrer bis zum 
Theologen entscheidend sind. Bei 
allen denkbaren Prüfungen sind 
verbale Fähigkeiten ganz außer
ordentlich wichtig, wobei sich 
nachweisen läßt, daß ein großer 
Teil davon die Beherrschung 
eines schichtspezifischen sprach
lichen Kodex ist. Es spielt eine 
außerordentliche Rolle, ob je
mand das normale Gymnasial- 
Deutsch kann, mit dem er be
weist, daß er ein Normal-Mitglied 
derjenigen Gruppe wird, die bei 
uns Akademiker genannt wird. 
Das spielt jenseits spezifischer 
Leistung in dem Fach überall 
eine sehr große Rolle, besonders 
in der mündlichen Prüfung.

Anonyme Prüfungen?

Wenn wir allerdings völlig auf 
alle Leistungskontrolle verzich
ten, verzichten wir im Grunde 
genommen auch auf eine Opti
mierung der Lehrverfahren. Heu
te beziehen wir das Urteil nur 
auf den Prüfling. Wir könnten 
aber das Urteil im Prnizip auch 
nur auf den Lehrprozeß bezie
hen. Die Prüfungen könnten also 
anonym durchgeführt und die 
Lehrverfahren optimiert werden. 
Wir müßten dann aber auf die 
legitimierenden Wirkungen ver
zichten, die Prüfungen heute ha
ben: wir müßten also auf das 
ganze Selektionsprinzip verzich
ten. Es ist die Frage, wieweit der 
Leistungswille und die Selbst
kontrolle durch eine angemesse
ne Erziehung so gestaltet werden 
könnte, daß die Fremdkontrolle 
entfallen kann.
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